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Titel

Andern in:
Klimageld jetzt!

Anderungsantrag zu VR-02

Das Klimageld ist ein wichtiges Element, um mehr soziale Gerechtigkeit in der
Klimapolitik sicher zu stellen und die Bevodlkerung bei den durch
KlimaschutzmalBnahmen steigenden Kosten zu entlasten. Es ist schon lange
beschlossen und muss nun endlich umgesetzt werden.

Bundnis 90/Die Grunen fordert die aktuelle Bundesregierung, als auch jede
nachfolgende Regierung, dazu auf, das Klimageld unter Verwendung der Einnahmen
aus dem Emissionshandel schnellstmdglich umzusetzen und noch 2025 mit den ersten
Zahlungen zu beginnen. (1),(2). Wir setzen dabei darauf, dass CDU und FDP ihren
Ankundigungen das Klimageld zu unterstitzen, nun Taten folgen lassen.

Das Klimageld soll dabei wie folgt aussehen:

»Aus den Einnahmen der CO2-Bepreisung finanzieren wir jahrlich ein Energiegeld, das
alle Einwohner*innen am Jahresanfang erhalten. Es steigt mit dem CO2-Preis an. Da
Menschen mit niedrigem Einkommen in der Regel weniger CO2 produzieren, profitieren
sie Uberdurchschnittlich davon. Die Uber die Absenkung der Stromsteuer
hinausgehenden Einnahmen der CO2-Bepreisung schutten wir vollumfanglich aus.
Dieses Energiegeld erhalt jede*r in derselben H6he und es wird nicht auf
Transferleistungen angerechnet.” (Beschluss BDK Bielefeld 2019)

So werden eine gerechte und sozial ausgewogene Klimapolitik moglich,
einkommensschwache Haushalte entlastet und gleichzeitig die Akzeptanz fur
Klimaschutzmafinahmen in der breiten Bevolkerung erhoht.

Begrundung

1.Soziale Gerechtigkeit

Klimaschutzmanahmen wie die CO2-Bepreisung erhohen die Kosten fur Heizen,
Mobilitat und Strom. Das Klimageld sorgt dafur, dass insbesondere Burger*innen mit
niedrigem und mittlerem Einkommen entlastet werden, da diese Gruppen prozentual
mehr von ihrem Einkommen fur Energie aufwenden.

2. Erhdhung der Akzeptanz fur die Energiewendepolitik

Durch das Klimageld wird die Klimapolitik gerechter gestaltet. Die Akzeptanz der
Burger*innen fur umweltpolitische MaBnahmen wird erhdht. Besonders in landlichen
Gebieten oder in Haushalten mit geringerem Einkommen wird die Unterstltzung fur die
Politik der Energiewende wachsen.
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3. Vermeidung von sozialem Unfrieden

Ohne eine soziale Komponente wie das Klimageld kdnnten Klimaschutzmalnahmen als
"Eliteprojekte" wahrgenommen werden. Das fuhrt zu Spannungen in der Gesellschaft,
die von Rechtspopulisten ausgenutzt werden. Das Klimageld wirkt dem entgegen.

4. Verfassungsrechtliche Aspekte

Das Klimageld lasst sich auch verfassungsrechtlich begrinden; es schafft einen
Lastenausgleich fur die ungleich verteilte Belastung durch die CO2-Abgabe. Personen,
die nicht Uber grolRe finanzielle Mittel verfigen, werden so an den positiven Folgen des
Klimaschutzes beteiligt, ohne gleichzeitig Uberproportional Kosten tragen zu mussen.

5. Langfristige Entlastung von Bundes- und Landerhaushalten

Wenn der Klimawandel wirksam mit hoher gesellschaftlicher Akzeptanz bekampft wird,
werden die Kosten fur zukunftige klimabedingte Schaden, z. B. durch Hochwasser und
Durren, sinken. Das Klimageld tragt damit indirekt zur Stabilisierung der 6ffentlichen
Finanzen bei.

1. Koalitionsvertrag der Ampelregierung, S. 49: [Zitat] Um einen kunftigen
Preisanstieg zu kompensieren und die Akzeptanz des Marktsystems zu
gewahrleisten, werden wir einen sozialen Kompensationsmechanismus uber die
Abschaffung der EEG-Umlage hinaus entwickeln (Klimageld).

2. BDK Bielefeld 2019 - Beschluss: Handeln - und zwar jetzt! Mallnahmen fur ein
klimaneutrales Land, Zeile 1325ff - https://cms.gruene.de/uploads/assets/
Wirtschaft-Handeln-und-zwar-jetzt-Beschluss-BDK-11-2019.pdf

weitere Antragsteller*innen

Mario Huttenhofer (KV Konstanz); Detlef Wilske (KV Berlin-Lichtenberg); Klemens
Griesehop (KV Berlin-Pankow); Ulrich Gundert (KV Reutlingen); Uta Lentféhr-Rathjen (KV
Neumdunster); Jakob Bleek (KV Potsdam-Mittelmark); Clara-Sophie Schrader (KV Berlin-
Pankow); Simon Bleek (KV Potsdam-Mittelmark); Bettina Deutelmoser (KV Stade);
Tabitha Elkins (KV Furth-Land); Philipp Schmagold (KV Pl6n); Sabine Hebbelmann (KV
Odenwald-Kraichgau); Christopher Stark (KV Munchen); Sigrid Pomaska-Brand (KV
Markischer Kreis); Peter Meiwald (KV Ammerland); Anna Katharina Boertz (KV Celle);
Raymund Messmer (KV Munchen-Land); Matthias Henneberger (KV Wunsiedel);
Matthias Striebich (KV Forchheim); sowie 93 weitere Antragsteller*innen, die online auf
Antragsgrin eingesehen werden kdnnen.

Seite 2


https://cms.gruene.de/uploads/assets/Wirtschaft-Handeln-und-zwar-jetzt-Beschluss-BDK-11-2019.pdf
https://cms.gruene.de/uploads/assets/Wirtschaft-Handeln-und-zwar-jetzt-Beschluss-BDK-11-2019.pdf

	VR-02/01-NEU Klimageld einführen (V-22, V-31 geeint)
	Titel
	Änderungsantrag zu VR-02
	Begründung
	weitere Antragsteller*innen


